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WARUM DIESE PRESSEMAPPE?

Nachhaltige Unternehmensfiihrung
kann die Art und Weise, wie

Unternehmen in ihren Lieferketten
operieren, wirklich verindern. Wir

sichern jetzt neue Geschdftsstandards

fiir /eiinﬁige Generationen.

EU-Justizkommissar, Didier Reynders

Allzu viele Unternehmen haben weltweit von der
Ausbeutung der Menschen und des Planeten profitiert.
Thre Titigkeiten haben den Zusammenbruch des Klimas
und der Biodiversitit, die Aushéhlung der Arbeitnehmer-
und Gewerkschaftsrechte, Zwangs- und Kinderarbeit,
wachsende Armut und die Ermordung von Umwelt- und
Menschenrechtsaktivist*innen verursacht oder dazu
beigetragen. Es besteht unmittelbarer Handlungsbedarf.
Viele europiische Linder ebnen gerade mit ihren Gesetzen
den Weg, um die Unternehmen fiir diese Formen des
Missbrauchs zur Rechenschaft zu ziehen, und die EU tritt
mit einem eigenen Vorschlag an.

Die europiische Zivilgesellschaft hat in dieser Pressemappe
Erkenntnisse und Evidenz zum anstehenden Vorschlag
der EU-Kommission zur Rechenschaftspflicht von
Unternehmen gesammelt — die Richtlinie zur nachhaltigen
Unternehmenstithrung.

Dieses Gesetz wird eine lebhafte Diskussion auslésen, da
nationalen Regierungen der EU-Mitgliedstaaten trotz
iiberwiltigender Unterstiitzung durch die Offentlichkeit
unterschiedliche Ambitionen verfolgen, derweil die
Lobbys der Unternehmen sowohl éffentlich als auch hinter
den Kulissen iiberall versuchen, das Gesetz zu schwichen.

DIESE PRESSEMAPPE WURDE
ERSTELLT VON:

Anti-Slavery International
Amnesty International

CIDSE

Clean Clothes Campaign International
Office

European Center for Constitutional and
Human Rights - ECCHR

European Coalition for Corporate Justice

International Federation of Human Rights
- FIDH

Friends of the Earth Europe
Global Witness

Oxfam



WAS IST BISHER GESCHEHEN?

Im April 2020 verpflichtete sich EU-Justizkom-
missar Didier Reynders, neue Menschenrechts- und
Umweltvorschriften fiir Unternehmen vorzuschlagen.
Nachdem die Kommission jahrelang auf freiwillige
MaBnahmen fiir Unternehmen bestand, erkannte sie
nun endlich, wie dringend der Schutz der Menschen-
rechte und Umwelt verbessert werden muss, und dass
die Unternehmen nicht linger dazu ermutigt, sondern
gezwungen werden miissen, ihre wichtige Rolle hierbei
wahrzunehmen.

Im Herbst 2020 leitete die EU-Kommission eine
offentliche Konsultation ein, um Biirger*innen und
Organisationen an der Gestaltung der neuen Regeln zu
beteiligen. iiber eine halbe Million Menschen und knapp
700 Gruppen der Zivilgesellschaft, Gewerkschaften
und akademische Institutionen nahmen an der
Konsultation teil. Die meisten forderten eine starke
europiische Gesetzgebung, die alle Unternehmen dazu
verpflichtet, ihre Menschenrechts- und Umweltrisiken
iiber die gesamte Wertschépfungskette zu ermitteln,
zu vermeiden und anzugehen. Die Befragten stimmten
darin iiberein, dass Unternehmen im In- und Ausland

fiir ihre schidlichen Praktiken haftbar gemacht und bei
Regelverstden wirksam bestraft werden miissen.

Im Mirz dieses Jahres verabschiedete das EU-Parlament
einen Entschluss zur Sorgfalts- und Rechenschaftspfliche
der Unternehmen. Es sandte damit ein starkes poli-
tisches Signal an die Kommission, in ihrem anstehenden
Entwurf wichtige Punkte nicht auszulassen. Dazu
gehdren die Haftung von Muttergesellschaften fiir die
von ihren Tochterunternehmen verursachten Schiden,
ein weltweit besserer Zugang zur Justiz fiir Opfer, sowie
strenge Sanktionen und GeldbuBen fiir Unternehmen,
die Risiken und negative Folgen ihrer globalen
Geschiftstitigkeit nicht beheben.

Im Juni wurde in den Medien berichtet, dass die
Zustindigkeit fiir nachhaltige Unternehmensfithrung
nunmehr mit dem EU-Binnenmarktkommissar
Thierry Breton geteilt wird. Die Ankiindigung des
Gesetzentwurfs durch die Kommission wird am 8.
Dezember 2021 erwartet.

Val Morgan

APRIL 2020

Die Europiische Kommission kiindigt die
Initiative zur Sorgfaltspflicht von Unternehmen
an —eine Zusammenstellung von Maf3nahmen,

um Unternehmen mit negativen Auswirkungen
fiir Mensch und Natur zur Verantwortung zu
ziehen. Zwei Kernpunkee sind die verpflichtende
menschenrechtliche und 6kologische
Sorgfaltspflicht (nHREDD) und Haftung,

FEBRUAR 2021

Die Europiische Kommission schlie(3t die
Konsultation ab. Sie erhilt fast 500.000
Antworten. Die Befragten wiinschen sich

OKTOBER 2020

Die Europﬁische Kommission eréffnet
eine 6ffentliche Konsultation, um
Biirger*innen, Unternehmen,
Nichtregierungsorganisationen
und andere Interessengruppen zu
befragen, was sie von dem Vorschlag
halten.

Vorschriften, die internationalen Standards
entsprechen, einen einfachen Zugang

zur Justiz fiir Uberlebende und dass
Unternehmen den Schutz von Mensch

und Planet in ihre Planung einbeziehen.

DEZEMBER 2021

Die Europiische Kommission wird
voraussichtlich einen Vorschlag zur
Sorgfaltspflicht von Unternehmen
vorlegen. Dazu wird ein
Gesetzgebungsverfahren eingeleitet, wobei
sowohl das Buropiische Parlament als auch der
Rat fiir die Priifung des Vorschlags zustindig
sind. Sobald das Europiische Parlament und
der Rat eine Entscheidung treffen - durch ein

Verfahren, das Trilog genannt wird - wird die

Vereinbarung zum Gesetz.

MARZ 2021

Das Europiische Parlament stimmt iiber

einen Vorschlag ab, in dem es heil3t, es

wolle:

* Alle GroBunternehmen und risikoreichen
Kleinunternehmen in der EU sollen fiir
die Einhaltung der Menschenrechte und
den Umweltschutz in ihrer gesamten
Lieferkette verantwortlich sein;

* Angleichung der Sorgfaltspflicht an
internationale Normen;

* Die europiischen Linder kénnen iiber
ihre Rechtssysteme Unternehmen fiir
die Verletzung von Menschen- und
Umweltrechten in ihrer Lieferkette

verantwortlich machen.
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WAS UNTERNEHMEN DIE

EU-STAATEN?

Einige europiische Linder haben bereits nationale
Rechtsvorschriften erlassen, um die Unternehmen
dauerhaft zur Verantwortung zu ziehen. Frankreich
ging 2017 mit der Verabschiedung eines Sorg-
falespflichtgesetzes voran (loi relative au devoir de
vigilance), mit dem den franzdsischen Unternehmen
verbindliche menschenrechts- und umweltspezi-
fische Sorgfaltspflichten auferlegt wurden. Andere
EU-Staaten folgten diesem Beispiel. Deutschland
verabschiedete im Jahr 2021 ein Lieferkettengesetz.
Weitere Gesetzentwiirfe stehen in Osterreich, Belgien,
den Niederlanden, Finnland und Luxemburg zur
Debatte.

VEREINIGTE_S_KﬁNIEREI[IH

* NIEDERLANDE
) . B

SPANIEN

Die Ergebnisse dieser Gesetzgebung werden
inzwischen sichtbar. In diesem Jahr verklagten zum
Beispiel indigene Gruppen und NROs den franzs-
sischen Supermarktriesen Casino Group, weil er
angeblich Rindfleisch von Lieferanten bezieht, die an
der Abholzung von Wildern im Amazonasgebiet,
Landraub in ihren brasilianischen Tochtergesellschaften
und Zwangsarbeit beteiligt sind.

FRANKREICH OSTERREICH

Law on the corporate duty  Parliamentary proposal

of care in supply chains for a supply chain law
DEUTSCHLAND BELGIEN

Law on the corporate Parliamentary proposal

duty of care in supply on the corporate duty

chains of vigilance and care in

FINNLAND value chains

NORWEGEN

Law on business FINNLAND

transparency and human ~ Government
rights and decent
working conditions

commitment to due
diligence legislation

LUXEMBURG

Government
commitment to due
diligence legislation

NIEDERLANDE

Government
commitment to due
diligence legislation
Parliamentary proposal
on responsible and
sustainable international

‘ Angenommenes Gesetz business conduct

‘ Politischer Prozess

‘ MaBnahmen der Zivilgesellschaft

WARUM BRAUCHEN WIR DRINGEND
EINE NEUE EU-GESETZGEBUNG?

UNTERNEHMEN ERZIELEN EINE
ZUNEHMEND GLOBALE AUSWIRKUNG

Die Globalisierung der Wertschépfungsketten
von Unternehmen hat es deutlich gemacht: Was
ein Unternehmen macht, wirke sich global auf die
Menschen und den Planeten aus. Mit zunehmender
Globalisierung der Lieferketten steigt auch der Bedarf
an klaren Regeln, um die Unternehmen fiir die Vermei-
dung, Milderung und Behebung von Menschen- und
Umweltrechtsverletzungen lings ihrer Wertschop-
fungsketten verantwortlich zu machen.

UNTERNEHMEN KONNEN GLOBALE
WERTSCHOPFUNGSKETTEN AUSNUTZEN

Unternehmen vergeben oder lagern oft Teile ihrer
Produktion — wie Bekleidung, Kaffeebohnenernte oder
Mineralienabbau — in Linder mit laxeren Umwelt- und
Menschenrechtsstandards aus. In diesen Lindern bleibt
ihr Handeln ungestraft.

Sie entziehen sich ihrer Verantwortung und vers-
tecken sich hinter langen, absichtlich komplexen
Wertschépfungsketten. Unter diesen Umstinden
ist es fiir die Opfer unternehmerischen Missbrauchs
unméglich, Verantwortlichkeiten zu kliren und gezielt
aufzuzeigen. Werden europiische Unternehmen mit
Menschen- oder Umweltrechtsverletzungen in ihren
Lieferketten konfrontiert, schieben viele von ihnen die
Verantwortung auf die Lieferanten. Sie machen geltend,
keinen Einfluss auf Lieferanten ausiiben zu kdnnen,
obwohl sie diese selbst anwerben.

INTERNATIONAL ANERKANNTE REGELN,
UM DIE WIRTSCHAFT IN DIE PFLICHT ZU
NEHMEN

Es bestehen bereits internationale, auf Freiwilligkeit
beruhende Leitlinien zum unternehmerischen
Verhalten: die UN-Leitprinzipien iiber Wirtschaft und
Menschenrechte (UNGPs) und die OECD-Leitsitze fiir
multinationale Unternehmen.

Die 2011 verabschiedeten UNGPs befassen sich mit
Missbrauch durch Unternehmen im Zusammenhang
mit Menschenrechtsverletzungen. Die Grundsitze
beruhen auf drei Siulen: die Pflicht des Staates, Recht
zu schiitzen, die Verantwortung der Unternehmen,
Recht zu wahren sowie Bestimmungen, um Opfern
von Unternehmensmissbrauch den Zugang zu
Rechtsmitteln zu erleichtern.

Die iiberarbeiteten OECD-Leitsitze fiir multinationale
Unternehmen wurden im Jahr 2011 verdffentlicht.
Das urspriinglich 1979 verabschiedete internationale
Leitlinienpaket besteht aus einer Liste von
Empfehlungen der Regierungen an die Unternehmen
zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht. 2018
wurde nach Dreierverhandlungen zwischen Staaten,
Unternehmen und der Zivilgesellschaft ein noch
detaillierterer OECD-Leitfaden fiir die Erfiillung
der Sorgfaltspflicht fiir verantwortungsvolles

unternehmerisches Handeln verabschiedet.



https://www.mindthegap.ngo/harmful-strategies/constructing-deniability/
https://www.mindthegap.ngo/harmful-strategies/constructing-deniability/
http://mneguidelines.oecd.org/OECD-leitfaden-fur-die-erfullung-der-sorgfaltspflicht-fur-verantwortungsvolles-unternehmerisches-handeln.pdf
http://mneguidelines.oecd.org/OECD-leitfaden-fur-die-erfullung-der-sorgfaltspflicht-fur-verantwortungsvolles-unternehmerisches-handeln.pdf
http://mneguidelines.oecd.org/OECD-leitfaden-fur-die-erfullung-der-sorgfaltspflicht-fur-verantwortungsvolles-unternehmerisches-handeln.pdf

FREIWILLIGE LEITLINIEN FUR
MULTINATIONALE UNTERNEHMEN
FUNKTIONIEREN NICHT

Auch wenn die UNGPs und OECD-Leitsitze
Unterstiitzung in der internationalen Gemeinschaft
finden, beruhen sie weiterhin gréBtenteils auf
Freiwilligkeit. Sie verhelfen den Opfern weder zu
Gerechtigkeit, noch verhindern sie Missbrauch oder
verindern das Verhalten der Unternehmen. Zahlreiche
Studien belegen, dass Unternehmen insgesamt nicht
fiir Menschen- und Umweltrechtsverletzungen zur
Verantwortung gezogen werden.

“Nur eine Minderheit der
Unternehmen sind willig und

“Zugang zur

EU-Gerichtsbarkeit ist fiir
Kliger aus Drittstaaten bereit, die Menschenrechte ernst
oft das einzige Mittel, um zu nehmen.”

bei unternehmerischen

Gemaf3 der Corporate Human Rights
Benchmark 2020— einer Bewertung
von 229 Unternelmen.

Menschenrechtsverletzungen
Abhilfe zu schaffen und
Gerechtigkeit zu erfahren.”

Gemaf3 der fiir den
Menschenrechtsausschuss des
EU-Parlaments beauftragten Studie
aus dem Jahr 2019.

Siehe auch dhnliche Berichte der
EU-Grundrechteagentur aus den
Jahren 2017 und 2020.

“Nur 16% der befragten
Unternehmen erfiillten
die menschenrechtliche
Sorgfaltspflicht iiber ihre
gesamte Lieferkette.”

Gemaf3 einer Studie aus dem Jahr
2020 fiir die EU-Kommission.

Die Quintessenz lautet: wir brauchen
verbindliche und keine freiwilligen Regeln.

KURZLICHE FALLE VON

UNTERNEHMENSMISSBRAUCH

Gerechtigkeit tiir Shells Olverschmut-

zungen in Nigeria: ein Durchbruch

Im Januar 2021 erlangten drei

nigerianische Landwirte vor

einem niederlindischen Gericht

Recht auf Schadenersatz von

Shell:

Das Gericht urteilte, dass die
Muttergesellschaft Shell fiir

die Olverschmutzungen ihres
Tochterunternehmens in Nigeria
haftbar ist.

Shell legt Berufung gegen das

Urteil ein.

Der Fall offenbarte viele
‘Gerechtigkeitshiirden’ in der EU
fiir die Opfer:

Shell verhinderte die Einsicht in
Unternehmensunterlagen.

Nigerianisches Gesetz wurde
anstatt des niederlindischen Rechts
aufgezwungen.

Dieser Fall zeigt deutlich, warum
wir die zivilrechtliche Haftung in
der EU-Gesetzgebung brauchen:

Der Fall war zwar ein Durchbruch,
aber auch eine Ausnahme.

Nach jetzigem Recht haften
Muttergesellschaften in grof3en
Teilen der EU kaum fiir ihre
Tochterunternehmen.

WEITERE INFORMATIONEN

Ucheke / CC BY-SA



https://www.nytimes.com/2021/01/29/world/europe/shell-nigeria-oil-spills.html
https://www.nytimes.com/2021/01/29/world/europe/shell-nigeria-oil-spills.html
https://www.nytimes.com/2021/01/29/world/europe/shell-nigeria-oil-spills.html
https://www.nytimes.com/2021/01/29/world/europe/shell-nigeria-oil-spills.html
https://www.nytimes.com/2021/01/29/world/europe/shell-nigeria-oil-spills.html
https://en.milieudefensie.nl/shell-in-nigeria/milieudefensie-and-nigerian-win-landmark-court-case-against-shell
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/603475/EXPO_STU(2019)603475_EN.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2019-business-and-human-rights-focus_en.pdf
https://fra.europa.eu/en/publication/2020/business-human-rights-remedies
https://assets.worldbenchmarkingalliance.org/app/uploads/2020/11/WBA-2020-CHRB-Key-Findings-Report.pdf
https://assets.worldbenchmarkingalliance.org/app/uploads/2020/11/WBA-2020-CHRB-Key-Findings-Report.pdf

Franzosische Einzelhindler wegen
Waldrodung und Landraub vor

Gericht

Im Mirz 2021 reichten indigene
Gruppen und NROs mit
Bezug auf das franzosische

Sorgfaltspflichtgesetz Klage gegen

den franzsischen Einzelhindler

Casino:

Bei der Klage geht es

um den Verkaufvon
Rindfleischerzeugnissen, deren
Produktion mit Waldrodungen
und Landraub in Kolumbien
zusammenhingt.

Das vermeintlich abgeholzte Gebiet
ist flinfmal so grol3 wie Paris.

Eines der ersten
Gerichtsverfahren unter
franzosischem Recht:

Es wird Klage erhoben, weil die
Casino Gruppe keine efhzienten
MaBnahmen ergriffen haben soll,
um - wie gesetzlich vorgesehen

- ernsthaften Schaden iiber ihre
gesamte Wertschdpfungskette zu
vermeiden.

10

Dieser Fall zeigt, warum sich

die Haftpflicht kraft EU-Recht
auf den lings der kompletten
Lieferkette entstandenen Schaden
erstrecken sollte:

Die Casino Gruppe hatals
bedeutendste Supermarktkette in
Brasilien und Kolumbien gro3en
Einfluss auf ihre Lieferanten.

Der jetzige Regulierungsrahmen
macht es jedoch nicht méglich,
solche groB3en Einzelhindler fiir
versiumte Schadensvorbeugung
zur Verantwortung zu ziehen.

WEITERE INFORMATIONEN
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Ermittlungen gegen Bergbaugiganten

und irisches Staatsunternehmen wegen

Menschenrechtsverletzungen

Im Jahr 2021 leiteten nationale
Kontaktstellen (NKS) der
OECD aufgrund schwerer
Menschenrechtsverletzungen
und Umweltverschmutzung in

Kolumbien eine Untersuchung

gegen internationale

Bergbaugiganten und ein irisches

Staatsunternehmen ein:

Gegenstand der Untersuchung sind
drei der reichsten Unternehmen der
ganzen Welt: BHP (Australien),
Anglo-American (Grofbritannien)
und Glencore (Schweiz).

Gegen Irlands staatlichen
Energieversorger (ESB)

wird als Hauptabnehmer der
Bergwerkskohle ebenfalls ermittelt.

Zu den angeblich entstandenen
Schiden gehéren Giftstaub,
verseuchtes Wasser sowie
gewaltsame Vertreibungen und
Einschiichterung der értlichen
Bevélkerung.

Parallel wurden zeitgleich
Klagen in Australien, Ifland, dem
Vereinigten K6nigreich und der
Schweiz eingereicht:

Gegenstand der Klage

ist der Umstand, dass die
Muttergesellschaften des Cerrejon
Bergwerks als dessen Miteigentiimer
gemil} den OECD-Leitsitzen

fiir die verursachten Schiden
verantwortlich sind.

Im Erfolgstall kénnten die
Unternehmen in Zukunft
gezwungen werden, sich mit

den OECD-Leitsitzen in
Ubereinstimmung zu bringen,
einschlieBlich der SchlieBung des
Bergwerks und Wiedergutmachung
der Umweltschiden.

n

Dieser Fall zeigt, wie
unangemessen freiwillige
Leitlinien fiir multinationale
Unternehmen sind:

Und wie notwendig eine
verbindliche Sorgfaltspriifung
und Haftung von Unternehmen
entlang der gesamten globalen
Lieferkette sind, einschlieBlich
der Muttergesellschaften und
Endabnehmer von Produkten.

WEITERE INFORMATIONEN
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https://reporterbrasil.org.br/wp-content/uploads/2021/02/fil%C3%A9-no-supermercado-EN-14-02.pdf
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-56278819
https://reporterbrasil.org.br/wp-content/uploads/2021/02/fil%C3%A9-no-supermercado-EN-14-02.pdf
http://über ihre gesamte Wertschöpfungskette
http://über ihre gesamte Wertschöpfungskette
https://www.ft.com/content/f63adfa4-1b63-4e9c-809e-138815d9ee50
https://www.ft.com/content/f63adfa4-1b63-4e9c-809e-138815d9ee50
https://www.ft.com/content/f63adfa4-1b63-4e9c-809e-138815d9ee50
https://www.irishtimes.com/business/energy-and-resources/complaint-made-against-esb-over-purchases-of-coal-from-colombian-mine-1.4461662
https://www.irishtimes.com/business/energy-and-resources/complaint-made-against-esb-over-purchases-of-coal-from-colombian-mine-1.4461662
https://www.globalwitness.org/en/blog/we-are-going-to-kill-you-a-case-study-in-corporate-power-left-unchecked/

Weitere Fille

In einem Bericht, der sich mit 22 wichtigen aktuellen Zivilverfahren gegen EU-Unternehmen

WAS FORDERN EUROPAISCHE
BURGER*INNEN?

befasst, werden schwerwiegende und systembedingte Justizhiirden aufgezeigt, die den Opfern
von unternehmensbezogenem Missbrauch den Zugang zu Rechtsmitteln verwehren.

Bin Uberblick iiber die auffilligsten Justizhiirden in 8* Zivilverfahren:

Fall Fall KiK- Fall Fall Fall Fall Fall
Shell Boliden Fall RWE ENI Perenco Hydro* Casino*
Laut einer aktuellen YouGov-Umfrage wiinschen 86% sind der Meinung, dass Unternehmen gesetzlich
HEIMATLAND NL SE DE DE IT FR NL FR sich iiber 80 Prozent der Biirger*innen aus mehreren verpflichtet werden sollten, auBBerhalb der EU
DES UNTERNEHMENS EU-Lindern strenge Gesetze, um Unternehmen fiir nicht zur Umweltzerstdrung beizutragen — wie
krae Menschenrechts- und UmweltverstsBe in Ubersee Luftverschmutzung oder Zerstdrung der Biodiversitit.
LAND DES Dili?cohera Breuilien, haftbar zu machen. Menschen, die von Missbriuchen
GASTUNTERNEHMENS Nigeria Chile Pakistan Peru Nigeria Tl Brasilien Kol.um— : o ; } 3 86% sind der Auffassung, dass Unternehmen
X bien durch Unternehmen betroffen sind, miissen die dafiir S .
ongo fiir die Verursachung oder den Beitrag zu

BEZIEHUNG HEIMAT-/GASTLAND

verantwortlichen Unternehmen in Europa vor Gericht
bringen kdnnen. In den neun befragten EU-Lindern

Menschenrechtsverletzungen und Umweltverbrechen
rechtlich haften sollten.

Muttergesellschaft / \ y \ war die Zustimmung durchweg grof3. Die Umfrage
Tochtergesellschaft wurde in Osterreich, Belgien, der Tschechischen Auf Beispiele fiir Umwelt- und Menschenrechesverlet-
Einkiufer/Lieferant X X Republik, Frankreich, Deutschland, Irland, den zungen angesprochen, stimmten 84% der Befragten

Vertragspartner /
Auftragnehmer

AUSWIRKUNGEN

X

X

Niederlanden, Slowenien und Spanien durchgefiihrt.

Aus der Erhebung geht hervor:

87% der Biirger*innen sind der Auffassung, dass

zu, dass die Opfer die Mdglichkeit haben sollten, die
verantwortlichen Unternehmen in den Lindern zu
verklagen, in denen sich ihr Hauptsitz befindet.

Die Menschenrechte X X X X X X X X Unternehmen gesetzlich verpflichtet werden sollten,
i x Mensenrciseleangen izl SOLUTEN OPFER VON AUSSERHALB
Umwele X X ’ X X ’ X DER EU DIE MOGLICHKEIT HABEN,

HINDERNISSE FUR DIE JUSTIZ

HIERZULANDE GEGEN UNTERNEHMEN

Anwendbares Recht X X X X X — Z U KI_AG E N ?
O IRLAND
. Q
Zustindige &)
Gerich tsbga keit X L 890/ 0 %H[]]E gL/ANDE Es wurde untersucht inwiefern die Befragten den Presseaus-
2 0 sagen zustimmen: Bei einem Brand in einer pakistanischen
=
Umfang der Anwendung X > DEUTSCHLAND Fabrik, die europiische Bekleidungsunternehmen beliefert,
. § 78[] / wurden hunderte von Arbeitern getdtet oder verletzt. Im
Normative Standards X X X X S BELGIEN 0 TSCRECAISEAE REPUBLIK Nachhinein stellte sich heraus, dass der Zustand der Fabrik
5 860/[] und des Gebiudes nicht legal war und die Arbeiter Bedin-
Haftungsregelung X X X X X = . 8 00/ 0 g g
B y gungen ausgesetzt waren, die gegen ihre Menschenrechte
Zeitliche Begrenzung X X N§ verstieBen. - Ein Olunternehmen, das im Nigerdelta Ol
2 SPANIEN fiir den europiischen Verbrauch férdert, verschmutzt und
Die Beweislast X X X X X S 920/0 zerstort seit mehr als 60 Jahren das Leben der &rtlichen
Rechdiche Stellung X X X X u% Gemeinschaften. - In Kolumbien haben die Gemeinden
= in der Umgebung eines Bergwerks, das Kohle in die EU
Kosten X X X g liefert, unter Landraub und Zwangsriumungen gelitten und

i Bl Hodro und G e _— 0 Gesundheitsprobleme aufgrund des giftigen Staubs, den das
. . Fiir die Fille Hydro und Casino ist es noch zu friih, um die Hindernisse zu beurteilen. , 90 /0 Bergwerk produziert, undlen Ableitung von Giftstoffen
Weitere Erkenntnisse: SLOWENIEN in ihre Fliisse, die ihre Wasserversorgung verseucht haben.
. . . : . . . *~q90 - . . . .
* Nur zwei der untersuchten Zivilverfahren fiihrten zu Die fehlenden Konsequenzen bei fahrlissigem Umgang 82% 85% Inwieweit stimmen Sie zu oder nicht zu, dass die Opfer dieser
einem fiir die Kliger giinstigen Gerichtsurteil. Beide mit Menschenrechten und Umweltfolgen lings der FRANKREICH FSTERREICH Szenarien die Mdglichkeit haben sollten, die beteiligten

Unternehmen vor Gericht zu bringen und eine Entschidi-
gung in dem [betreffenden EU-Land] zu fordern, in dem
diese Unternehmen ihren Sitz haben?"

Urteile ergingen gegen Royal Dutch Shell. globalen Lieferketten bieten Unternehmen kaum

* Bislang wurde noch kein EU-Unternehmen in einem Anreize, sich mit dessen Auswirkungen zu befassen.

© d-maps.com

recheskriftigen Urteil zur Zahlung von Schadenersatz
verurteilt.
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SPANIEN

92%

BELGIEN

86%

NIEDERLANDE

85%

DEUTSCHLAND

83%

82%

93%

TSCHECHISCHE REPUBLIK

SOLLTEN UNTERNEHMEN

FUR DAS VERHINDERN VON
MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN
BEI THREN WELTWEITEN AKTIVITATEN
VERANTWORTLICH SEIN?

Es wurde untersucht, inwiefern die Befragten der
folgenen Aussage zustimmen: "Unternehmen sollten
rechtlich verpflichtet sein, dass sie in Lindern, in
denen sie auBerhalb der EU titig sind, nichtan
Menschenrechtsverletzungen (z. B. Zwangsarbeit
oder illegale Landnahme) beteiligt sind."

7Bk ol
SOLLTEN UNTERNEHMEN FUR DIE
ZERSTORUNG DER BIOLOGISCHEN
VIELFALT UND DIE VERSCHMUTZUNG
DER LUFT AUSSERHALB DER EU
30% 2901 HAFTBAR GEMACHT WERDEN?
BELGIEN IETS; :LANDTSCHECHSCHE UL Es wurde untersucht, inwiefern die Befragten der
’ 85% . 849 o

SPANIEN

9%

* 7 185%

FRANKREICH

92%

SLOWENIEN

86%

OSTERREICH
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in denen sie auf3erhalb der EU titig sind, nicht zu
Umweltschiden (z. B. Luftverschmutzung oder
Zerstorung der biologischen Vielfalt) beitragen".

© d-maps.com

IRLAND

30%

&

SPANIEN

92%

NIEDERLANDE

82%

DEUTSCHLAND

81%

NN}

84%

FRANKREICH

TSCHECHISCHE REPUBLIK
. 181%

88%

SLOWENIEN

86%

OSTERREICH

SOLLTEN UNTERNEHMEN

FUR MENSCHENRECHTS-
UND UMWELTSCHADEN, DIE
SIEAUSSERHALB DER EU
VERURSACHEN, RECHTLICH
HAFTBAR GEMACHT WERDEN?

Es wurde untersucht, inwiefern die Befragten der
folgenen Aussage zustimmen: "In der Vergangenheit
wurde berichtet, dass einige Unternehmen Waren
und Produkte (z. B. Kleidung oder elektronische
Gerite) verkaufen, die durch Menschenrechtsverlet-
zungen und Umweltverbrechen hergestellt wurden.
Inwieweit sind Sie der Meinung, dass Unternehmen
fiir Menschenrechesverletzungen oder Umwelt-
verbrechen, die sie in der Welt verursachen oder

zu denen sie beitragen, rechtlich haftbar gemacht
werden sollten?"

© d-maps.com

Alle Zahlen stammen, sofern nicht anders angegeben, von YouGov Plc. Der Gesamtumfang der
Stichprobe betrug 16906 Erwachsene. Die Feldarbeit wurde zwischen dem 14.th und 29.th September
2021 durchgefiihrt. Die Umfrage wurde online in Osterreich, Belgien, der Tschechischen Republik,
Frankreich, Deutschland, Irland, den Niederlanden, Slowenien und Spanien durchgefiihrt. Die Zahlen
wurden gewichtet und sind représentativ fiir alle Erwachsenen (ab 18 Jahren) in Osterreich, Belgien, der
Tischechischen Republik, Frankreich, Deutschland, Irland, den Niederlanden, Slowenien und Spanien.
Quelle: YouGov.
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WAS SAGT DIE WIRTSCHAFT?

Wirtschaftslobbys und vor allem Wirtschaftsverbinde
haben sich stets dafiir eingesetzt, Gesetze zu schwichen
oder zu stoppen, die eine Verantwortung der
Unternehmen fiir Menschenrechtsverletzungen und
UmweltverstdBe lings ihren Lieferketten mit sich
bringen wiirden.

Die franzdsischen Wirtschaftslobbys AFEP und
MEDEF engagieren sich sehr in der Abschwichung
der EU-Gesetzgebung, um ihre Wirkungen zu mini-
mieren. Einige ihrer Mitglieder wie TotalEnergies und

die Casino Gruppe werden aktuell nach dem franzosi-
schen Gesetz angeklagt. IThnen wird der mutmaBliche

Missbrauch von Mensch und Natur innerhalb ihrer
Lieferketten vorgeworfen.

Auch die deutsche Wirtschaftslobby macht mobil
und hat den urspriinglichen Entwurf eines deutschen
Lieferkettengesetzes bereits erheblich durchwissert.
In den Niederlanden befiirworten BusinessEurope
Mitglieder 6ffentlich die Gesetzgebung auf EU- und
nicht auf nationaler Ebene, wihrend sie gleichzeitig
in Briissel Lobbyarbeit fiir eine schwichere
Regulierung leisten.

Die Hauptargumente der Wirtschaftslobby? Die
Unternehmen wiren gar nicht in der Lage, die
Menschenrechts- und Umweltstandards ihrer
Lieferanten zu iiberpriifen. Dieses Argument steht
in einem seltsamen Widerspruch zur offenkundigen
Fihigkeit derselben Unternehmen, die Qualitit
der weltweit bezogenen Rohstoffe und Waren zu
iiberpriifen, sowie zur Praxis fortschrittlicherer
Unternehmen und derer, die ein solches Gesetz fordern.

Das Zusatzargument, die Anwendung der Menschen-
rechte und Umweltstandards sei kostenintensiv und
schade folglich den Verbraucher*innen, ist nicht belegt.

WENN WIRTSCHAFTSLOBBYS SAGEN:

“Wir méchten Verwaltungsaufwand und Biirokratie

Eine im Auftrag des Bundesministeriums fiir wirtschaf-

tliche Zusammenarbeit und Entwicklung im Mai 2021

durchgefiihrte Studie zeigt: Es wiirde die Unternehmen
nur 0,6 des Gesamtumsatzes kosten, die Lieferketten
dauerhaft von Menschenrechtsverletzungen zu
befreien. Andere, darunter auch OECD-Studien,
machen die echten vielfiltigen Wirtschaftsvorteile

von Unternehmen deutlich, die sich verantwor-
tungsbewusst verhalten, und robuste menschenre-
chts- und umweltbezogene Due-Diligence-Verfahren
anwenden.

Die Unternehmen behaupten zudem, dass ein
strenges EU-Recht sie dazu veranlassen wiirde, sich
aus drmeren Lindern oder Gebieten zuriickzuziehen.
Erstens ist dies in bestimmten Sektoren nicht méglich,
da Rohwaren und Ausgangsstoffe nicht in andere
Zustindigkeitsbereiche verlagert werden konnen, was
eingeschrinkt auch fiir billige oder Facharbeitskrifte
gilt.

Zweitens wird das EU-Recht internationale Leitlinien
widerspiegeln und den Riickzug als letzte Instanz
festlegen, falls das Unternehmen keine Méglichkeit hat,
den Missstand zu beheben oder die Lage zu verbessern.
Die Pflicht, ihren Einfluss als Hebel fiir Verbesserung
zu nutzen, folgt den EU-Unternehmen iiberallhin.
Stattdessen wiirden Linder durch Anreize ermutigt,
europiische Unternehmen mit einem missbrauchsfreien
Umfeld anzuziehen, und den Wettlauf nach unten in
einen Wettlauf nach oben zu verwandeln.

Wirtschaftslobbys verwenden eine pragmatisch-
verniinftig klingende Sprache, die den vagen
Eindruck erwecke, sie unterstiitzten die Regulierung
der Unternehmensverantwortung, wihrend sie
tatsichlich versuchen, die dringend notwendige
wirkungsvolle Gesetzgebung zu schwichen.

MEINEN SIE TATSACHLICH:

‘Die Vermeidung von administrativen Prozessen Biirokratie ist wichtiger als die

vermeiden.’ Behebung und Vorbeugung von Missbrauch.’

‘Das Gesetz wiirde unseridsen Klagen und

‘Opfern sollte nicht erméglicht werden, gegen menschenrechtsverletzende

missbriuchlichen Rechtsstreitigkeiten Tiir und Tor 8ffnen.”  Unternchmen gerichtlich zu klagen.”

“Wir wollen einen pragmatischen und durchfiihrbaren
Rahmen mit den richtigen Anreizen.’

‘Begrenzt unsere Sorgfaltspflicht auf direkte Lieferanten und bevorzugt uns, weil wir
nicht gegen die Menschenrechte und Unmwelt verstof3en.”

Lesen Sie mehr dazu im Bericht “Off the hook? How business lobbies against liability for human rights and environmental abuses”.

WAS FORDERN DIE OPFER?

Die pakistanische Organisatorin Saeeda Khatoon, die bangladeschische Menschenrechtsaktivistin

Kalpona Akter und die Witwe eines nigerianischen Aktivisten, Esther Kiobel, schrieben offene

Briefe an die EU-Kommissare Didier Reynders und Thierry Breton.

( ( Uber 20 Jahre dauerte der Kampf, um mir
Zugang zu einem fairen Gerichtsverfahren

zu verschaffen; iiber 20 Jahre, bis ich eine
Priifung von Shells Beteiligung an unfairen
Gerichtsprozessen und der Hinrichtung friedlicher
Menschen beantragen durfte. Das ist unzumutbar.
Die Opfer von Menschenrechtsverlelzungen
haben ein Recht auf Zugang zu Gerechtigkeit,
und die Regierungen sind Verpﬂichtet,

diesen Zugang zu gewdhren. Die Opfer von
Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen
sind mit allzu vielen rechtlichen und praktischen
Hindernissen konfrontiert, um gerichtlich gegen
reiche und mdchtige Unternehmen vorzugehen.

Esther Kiobel hat lange dafiir
gekimpft, diejenigen zur
Verantwortung zu ziehen, die
fiir die illegale Ermordung

ihres Ehemanns, Dr Barinem
Kiobel, und acht weitere
Minner in Nigeria im Jahr 1995
verantwortlich sind.

( ( Neue Regeln werden nichts fiir die Menschen
bewirken, die in gefahrlichen Fabriken ums Leben
gekommen sind. Aber wenn jedes Unternehmen
verpflichtet wird, Menschenrechtsrisiken in seiner

Kalpona Akter, eine ehemalige

Kinderarbeiterin und auf

die schwarze Liste gesetzte
Gewerkschaftsorganisatorin, leitet
heute das Bangladesh Center for
Worker Solidarity.

gesamten Lieferkette zu erkennen, vermeiden und
beheben, inklusive im eigenen Beschaffungswesen,
kann das Leben von vielen Millionen Menschen in
Zukunft gerettet und verbessert werden.
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https://friendsoftheearth.eu/publication/how-business-lobbies-against-liability-for-human-rights-and-environmental-abuses/
https://friendsoftheearth.eu/publication/how-business-lobbies-against-liability-for-human-rights-and-environmental-abuses/
https://friendsoftheearth.eu/publication/how-business-lobbies-against-liability-for-human-rights-and-environmental-abuses/
https://research.handelsblatt.com/assets/uploads/Studie_BMZ_Lieferkettengesetz.pdf
https://research.handelsblatt.com/assets/uploads/Studie_BMZ_Lieferkettengesetz.pdf
https://mneguidelines.oecd.org/Quantifying-the-Cost-Benefits-Risks-of-Due-Diligence-for-RBC.pdf
https://corporatejustice.org/publications/off-the-hook-how-business-lobbies-against-liability-for-human-rights-and-environmental-abuses/

( ( Man hat uns gesagt, dass Sie die Macht

haben, diese Situation zu verbessern. Wenn
nicht jetzt, wann dann? In Thren Lindern ist
das Recht auf Gerechtigkeit fiir die Opfer
eine Selbstverstindlichkeit. Bitte erweisen Sie
uns diese Hoflichkeit, wihrend [europdische]
Unternehmen Gewinne aus den Fabriken
schlagen, in denen unsere Familien unter sehr
billigen - ungesunden und gefahrlichen -

Bedingungen arbeiten.

Saeeda Khatoon kimpft

seit langem dafiir, dass die
Verantwortlichen fiir einen
tédlichen Brand in der
Bekleidungsfabrik Ali Enterprises
in Karatschi in Pakistan zur
Rechenschaft gezogen werden.

( ( Es ist fiir unsere Gemeinschaften sehr ermutigend

zu horen, dass die EU-Kommission einen

Rechtsrahmen plant, um die Unternehmen
bindend zur Wahrung der Menschenrechte
und Umwelt zu verpflichten. Dies ist eine
hervorragende Gelegenheit fiir die EU, eine

Fiihrungsrolle zu iibernehmen und sicherzustellen,

dass Unternehmen verantwortungsvoll handeln.

Bertha Ziniga Caceres kimpft
fiir die Gebiete des indigenen
honduranischen Lenca-Volkes
gegen den Missbrauch durch
Unternehmen. Thre Mutter, Bertha
Caceres, wurde 2016 wegen ihres
Engagements fiir den Kampf des

Lenca-Volkes ermordet. um _ﬂlSS en.
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Um sinnvoll und wirksam zu sein, muss dieser
Rechtsrahmen einen breiten Geltungsbereich
haben. Er muss die Verantwortung fiir die gesamle
Wertschopfungskette eines Unternehmens sowie
samtliche Geschézﬁs— und Investitionsbeziehungen

WIE KANN DIE GESETZGEBUNG
ZUM SCHUTZ DER MENSCHEN UND
DES PLANETEN BEITRAGEN?

DIE GESAMTE WERTSCHOPFUNGSKETTE
ERFASSEN

Der Entwurf der Kommission muss fiir
alle Wirtschaftssektoren und die gesamte
Wertschdpfungskette gelten, von der allerersten
bis zur letzten Stufe. Die schwerwiegendsten
Menschenrechts- und Umweltverstd3e finden hiu-
fig in den ersten Stufen - auf den untersten Ebenen
der Lieferkette - in Lindern mit laxeren Vorschriften,
geringer staatlicher Unterstiitzung und groBer Armut
statt. Diese Bedingungen kdnnen ein Umfeld auslésen,
in dem Menschenrechtsverletzungen, wie Zwangs-
und Kinderarbeit, begiinstigt werden. Aufgrund
der aktuellen Geschiftsmodelle und globalisierten
Lieferketten haben die Kiufer der Produkte generell
kaum Einblick in diese Bedingungen, fiir die sie keine
Verantwortung iibernehmen, obwohl sie die Gewinne
einstreichen.

SAMTLICHE UNTERNEHMEN ERFASSEN

Richtig, groBere globale Unternehmen verursachen
oft hshere Schiden. Aber das ist nicht immer so.
Im Bekleidungssektor beispielsweise bleiben viele
kleine und mittlere Unternehmen weiterhin globale
Lieferketten gebunden. Wir brauchen einen fiir
simtliche Unternehmen verbindlichen europiischen
Rechtsrahmen. Kleine Unternehmen mit kurzen
Lieferketten kénnen laut internationalen Leitlinien
(OECD-Leitsitze und UNGPs) Flexibilitit
beanspruchen.
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MIT INTERNATIONALEN NORMEN
UBEREINSTIMMEN

Der neue Vorschlag muss auf bestehenden interna-
tionalen Standards aufbauen, wie den UNGPs und
OECD-Leitsitzen und Leitfaden. Diese sehen auf dem
Papier gut aus, scheitern aber aufgrund ihrer Freiwil-
ligkeit in der Praxis beim Versuch, Missbrauch durch
Unternehmen zu verhindern.

ZUGANG ZUR GERECHTIGKEIT

Menschen miissen die Mdglichkeit haben, ihre
Rechte durchzusetzen, falls ihre Menschenrechte oder
lokales Umfeld durch die Geschiftstitigkeit eines
Unternehmens verletzt werden. Der Zugang zur Justiz
kann iiber Gerichte oder au3ergerichtliche Beschwer-
deverfahren erfolgen, aber letzteres wird ohne ersteres
nie richtig funktionieren. Entscheiden sich die Opfer fiir
das auBergerichtliche Verfahren, so darf ihr Recht auf
ein Gerichtsverfahren dadurch keineswegs beeintrich-
tigt werden.

Fiir diejenigen, die sich fiir den Gerichtsweg
entscheiden, muss die EU unbedingt Schranken besei-
tigen. Es geht insbesondere darum, Unternehmen an
der Beweisunterschlagung zu hindern, angemessene
Klagefristen und kollektive Anspriiche zu sichern,
und die zivile Haftpflicht auf die gesamte Lieferkette
anzuwenden, um die Machtstellung, den Einfluss
und die Verantwortung grof3er Unternehmen in der
globalen Wirtschaft nachzuvollziehen.



UNTERNEHMEN MUSSEN HAFTBAR
SEIN

Aus eben genannten Griinden miissen Unternehmen
mit Sitz oder Geschiftstitigkeit in der EU, die
Menschenrechtsverletzungen oder Umweltverstdf3e
ausldsen, dazu beitragen oder damit zusammenhin-
gen, sowohl aufgrund der zivilen (Schadensvergiitung
fiir die Opfer) als auch der administrativen
Haftpflicht (Verstde gegen die Sorgfaltspflicht zur
Schadensvermeidung, auch wenn der Schaden noch
nicht aufgetreten ist) rechtlich dafiir haftbar gemacht
werden.

DAS GESETZ MUSS WIRKUNG ENFALTEN

Unternehmen, die das Gesetz brechen, miissen die
Folgen tragen, sonst bleibt der Gesetzverstol3 die renta-
blere Option. Freiwillige Ma3nahmen greifen niche, wir
brauchen ein wirkungsvolles Gesetz, um Unternehmen
in die Plicht zu nehmen und Non-Compliance zu bes-
trafen. Es muss ein wahrhaft europiischer Rechtsrahmen
sein, der europaweit einheitlich angewandt wird.
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INKLUSION DER BETROFFENEN
BESCHAFTIGTEN, GEMEINSCHAFTEN
UND ANDEREN

Wie kénnen Unternehmen Risiken richtig einschitzen,
wenn sie nicht alle Betroffenen in ihren Due-Diligence-
Prozess einbeziehen? Uberhaupt nicht. Gewerkschaften
und dhnliche Organisationen, betroffene Communities,
Frauengruppen, indigene Gemeinschaften und andere
betroffene Parteien miissen zum Prozess beitragen und
diesen mitgestalten kénnen.

MEHR TRANSPARENZ BEDEUTET MEHR
VERANTWORTLICHKEIT

Es ist oft schwierig, Informationen iiber die Niederlas-
sungen, Lieferanten und Geschiftspartner in der Liefer-
kette eines Unternehmens zu finden. Wegen dieses
Geheimnisschleiers sind oft monate- oder jahrelange
Recherchen durch Ermittler*innen notwendig, um die
Verbindungen zwischen EU-Unternehmen und deren
Lieferanten aufzuspiiren. Unternehmen miissen ihre
Lieferketteninformationen regelmiBig offenlegen, um
ihre Rechenschaftspflicht zu erfiillen.

WOLLEN SIE MEHR ERFAHREN?

WOLLEN SIE MEHR ERFAHREN?

CIDSE-Kampagne: Zugang zur Gerechtigkeit

Our Food. Our Future. ist eine Kampagne, die Oxfam
and 15 weitere zivilgesellschaftliche Organisationen in
13 Lindern durchfiihren. Sie baut auf wirkmichtigen
Koalitionen junger Menschen in ganz Europa auf und
vertieft dadurch die Zusammenarbeit fiir sozial-6kolo-
gische Ernihrungssysteme, die auf den Menschenre-
chten und agroskologischen Prinzipien basieren.

Die Petition an die EU-Kommissare Véra Jourova,
Didier Reynders und Thierry Breton ruft zu einem
wirksamen EU-Lieferkettengesetz auf. Der Vorschlag
basiert auf der Kampagne Our Food. OurFuture.

WAS LESEN WIR?

Oft The Hook-Report zur Entschliisselung der Sprache
der Wirtschaftslobby.

Suing Goliath: In diesem Bericht werden 22 aktuelle
Zivilverfahren gegen EU-Unternehmen behandelt und
gravierende, systembedingte Justizhiirden beschrieben,
an denen Opfer unternehmensbasierten Missbrauchs
beim Zugang zu Rechtsmitteln scheitern.

Debating corporate due diligence: A reality check :

In diesem Papier werden unrichtige Behauptungen
und irrefiihrende Argumente widerlegt, damit sie den
offentlichen und politischen Diskurs zu diesem Thema
nicht beherrschen.

Putting the Environment in Human Rights and

Environmental Due Diligence': Ein gemeinsames
Hintergrundpapier der Organisationen der Zivilge-
sellschaft, in dem sie erkliren, warum und wie der
Umweltschutz neben der Achtung der Menschen-
rechte in die Due-Diligence-Anforderungen an
Unternehmen integriert werden muss.

Global Solution to Global Problems: Why EU legis-

EU-Richtlinie durch einen bindenden UN-Vertrag
iiber Unternehmenstitigkeiten und Menschenrechte
flankiert werden muss.

Vigilance switched off: Human Rights in Mexico, what
are the responsibilities of EDF and the APE? In diesem
Bericht verdeutlichen CCFD-Terre Solidaire, ECCHR
und ProDESC die VerstdBe gegen die Sorgfaltspfliche

und internationale Menschenrechtsnormen im Rahmen
des Gunai Sicarti-Projekts der EDF, und die Rolle dieses
Unternehmens und des Mehrheitsaktionirs Agence des
participations de I"Etat (APE) bei diesem Unterfangen.

“We are going to kill you.” Eine Fallstudie iiber

ungeziigelte Unternehmensmacht, globalen Zeugens-
tand, Global Witness.

Behind the Barcodes: Oxfam Kampagne, Forschung

und Empfehlungen zur Beendigung von Menschen-,
Arbeits- und Frauenrechtsverletzungen in der
Nahrungsmittel-Lieferkette der Supermirkte.

Living Income: From Right to Reality: Oxfam-Hin-

tergrundpapier mit Empfehlungen, wie die menschen-
rechtliche Sorgfalespflicht in die Preisstellung der
Unternehmen integriert werden muss, um den
Beschiftigten einen existenzsichernden Lohn, und den
kleinen Produzenten in der Lieferkette einen gerechten
Lebensunterhalt zu sichern.

CACA40: des profits sans lendemain?, Bericht von Oxfam
Frankreich.

Profits at the Expense of People and Planet: How corpo-
rations serve shareholder interests instead of protec-

ting the climate and human rights, Bericht von Oxfam
Deutschland.

How to make corporations respect the environment
and climate: Dieses Brieiing von Friends of the Earth
Europe enthilt Empfehlungen zu Klimaverpflich-
tungen und zivil- und strafrechtlicher Haftung fiir
Umweltschiden.

Do No Harm: The case for an EU law to hold business
liable for human rights violations and environmental

lation and a UN instrument on corporate accoun-

harm: Dieses Bericht von Friends of the Earth Europe

tability must be complementary. Ein gemeinsames
Hintergrundpapier von CIDSE, Friends of the Earth
Europe, ECCJ und ECCHR dariiber, warum eine
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beschreibt fiinf Fallstudien zu Missbrauch durch
europiische Unternehmen auf their ganzen Welt.


https://www.cidse.org/de/accesstojustice/
https://ourfood-ourfuture.eu/partners/
https://ourfood-ourfuture.eu/action-week-foodtest/#subscribe-petition
https://corporatejustice.org/publications/off-the-hook-how-business-lobbies-against-liability-for-human-rights-and-environmental-abuses/
https://corporatejustice.org/publications/suing-goliath/
http://corporatejustice.org/wp-content/uploads/2021/03/debating-mhrdd-legislation-a-reality-check.pdf
https://corporatejustice.org/publications/putting-environment-in-due-diligence/
https://corporatejustice.org/publications/putting-environment-in-due-diligence/
https://www.cidse.org/wp-content/uploads/2021/10/Briefing-Why-EU-legislation-and-a-UN-instrument-on-corporate-accountability-must-be-complementary.pdf
https://www.cidse.org/wp-content/uploads/2021/10/Briefing-Why-EU-legislation-and-a-UN-instrument-on-corporate-accountability-must-be-complementary.pdf
https://www.cidse.org/wp-content/uploads/2021/10/Briefing-Why-EU-legislation-and-a-UN-instrument-on-corporate-accountability-must-be-complementary.pdf
https://ccfd-terresolidaire.org/IMG/pdf/2021-06-08_-_vigilance_hors_tension_-_rapport_-_en_-_-2.pdf
https://ccfd-terresolidaire.org/IMG/pdf/2021-06-08_-_vigilance_hors_tension_-_rapport_-_en_-_-2.pdf
https://www.globalwitness.org/en/blog/we-are-going-to-kill-you-a-case-study-in-corporate-power-left-unchecked/
https://indepth.oxfam.org.uk/behind-the-barcodes/
https://policy-practice.oxfam.org/resources/living-income-from-right-to-reality-621304/
https://www.oxfamfrance.org/communiques-de-presse/cac40-des-profits-sans-lendemain-nouveau-rapport-doxfam/
https://www.oxfam.de/system/files/documents/dax30_report_en_final.pdf
https://www.oxfam.de/system/files/documents/dax30_report_en_final.pdf
https://www.oxfam.de/system/files/documents/dax30_report_en_final.pdf
https://friendsoftheearth.eu/publication/corporations-effectively-respect-environment-climate/
https://friendsoftheearth.eu/publication/corporations-effectively-respect-environment-climate/
https://friendsoftheearth.eu/publication/do-no-harm-the-case-for-an-eu-law-to-hold-business-liable-for-human-rights-violations-and-environmental-harm/
https://friendsoftheearth.eu/publication/do-no-harm-the-case-for-an-eu-law-to-hold-business-liable-for-human-rights-violations-and-environmental-harm/
https://friendsoftheearth.eu/publication/do-no-harm-the-case-for-an-eu-law-to-hold-business-liable-for-human-rights-violations-and-environmental-harm/

KONTAKTANGABEN

Anti-Slavery International
Helene de Rengerve
euadviser@antislavery.org

Amnesty International
Nele Meyer
nele.meyer@amnesty.org

CIDSE
Giuseppe Ciofto

cioffo@cidse.org

Clean Clothes Campaign
International Office
Neva Nahtigal
neva@cleanclothes.org

European Center for
Constitutional and Human
Rights (ECCHR)

Ben Vanpeperstraete
vanpeperstraete@ecchr.eu

European Coalition for
Corporate Justicen (ECCJ)
Sylvia Obregon

sylvia.obregon@corporatejustice.

org

International Federation of
Human Rights (FIDH)
Sacha Feierabend
sfeierabend@fdh.org

22

Friends of the Earth Europe
Jill McArdle
jil.mcardle@foeeurope.org

Global Witness
Richard Gardiner
rgardiner@globalwitness.org

Oxfam
Marc-Olivier Herman

marco.herman@oxfam.org


mailto:euadviser@antislavery.org  
mailto:nele.meyer@amnesty.org 
mailto:cioffo@cidse.org 
mailto:neva@cleanclothes.org   
mailto:vanpeperstraete@ecchr.eu 
mailto:sylvia.obregon@corporatejustice.org
mailto:sylvia.obregon@corporatejustice.org
mailto:sfeierabend@fidh.org
mailto:jill.mcardle@foeeurope.org 
mailto:rgardiner@globalwitness.org 
mailto:marco.herman@oxfam.org 




